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Verordnung 

der Bundesregierung 


Zustimmungsbedürftige Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
den Prozentsatz der Ausgleichsabgabe nach dem Dritten Verstromungsgesetz 
für das Jahr 1987 


A. Zielsetzung 

Erhöhung der Ausgleichsabgabe 1987 nach dem Dritten Verstro- 
mungsgesetz (Kohlepfennig) von 4,5 vom Hundert auf 7,5 vom 
Hundert, um die stark gestiegenen Rechtsansprüche decken zu 
können und den Ausgleichsfonds zur Sicherung des Steinkohlen- 
einsatzes zu konsolidieren. 


B. Lösung 

Rechtsverordnung des Bundesministers für Wirtschaft mit Zustim- 
mung des Bundestages 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die Erhöhung der Ausgleichsabgabe wird von der Stromwirtschaft 
an die Verbraucher weitergegeben. Sie führt zu einem Anstieg der 
Strompreise um knapp 3 vom Hundert. Soweit allerdings Elektri- 
zitätsversorgungsunternehmen Zuschüsse aus dem Ausgleichs- 
fonds erhalten, wirken sich diese kosten- und damit strompreis- 
dämpfend aus. Die Auswirkungen auf das Verbraucherpreisni- 
veau sind minimal. Bund, Länder und Gemeinden werden nur als 
Stromverbraucher belastet. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers — 121 (42) — 630 07 — Ve 38/87 — vom 3. April 1987 gemäß § 8 
Abs. 4 Satz 3 und Abs. 5 und 7 des Dritten Verstromungsgesetzes. 
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Verordnung zur Änderung der Verordnung über den Prozentsatz der 
Ausgleichsabgabe nach dem Dritten Verstromungsgesetz für dßs Jahr 1987 


Auf Grund des § 8 Abs. 4 Satz 3 und Abs. 5 und 7 
des Dritten Verstromungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. November 1980 (BGBl. I 
S. 2137) wird die Verordnung über den Prozentsatz 
der Ausgleichsabgabe nach dem Dritten Verstro- 
mungsgesetz für das Jahr 1987 vom 10. Juli 1986 
(BGBl. I S. 1018) mit Zustimmung des Bundestages 
wie folgt geändert: 


§ 1 

Für die Zeit vom 1. Juni bis zum 31. Dezember 1987 
wird der Prozentsatz der Ausgleichsabgabe auf 
7,5 vom Hundert festgesetzt. Der Prozentsatz der Aus- 
gleichsabgabe für die aus Lieferung von Elektrizität 
an Endverbraucher in den einzelnen Ländern erziel- 
ten Erlöse wird nach § 8 Abs. 5 des Dritten Verstro- 
mungsgesetzes wie folgt festgelegt: 


für Baden-Württemberg 

6,5 vom Hundert 

für Bayern 

7,2 vom Hundert 

für Berlin 

5,8 vom Hundert 

für Bremen 

7,4 vom Hundert 

für Hamburg 

8,2 vom Hundert 

für Hessen 

7,1 vom Hundert 

für Niedersachsen 

7,5 vom Hundert 

für Nordrhein-Westfalen 

8,4 vom Hundert 

für Rheinland-Pfalz 

8,0 vom Hundert 

für das Saarland 

8,5 vom Hundert 

für Schleswig-Holstein 

6,4 vom Hundert 

§2 


Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes in Verbindung mit § 18 des Dritten 

Verstromungsgesetzes auch 

im Land Berlin. 

§3 


Diese Verordnung tritt am 

1. Juni 1987 in Kraft. 
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Begründung 


1 . Der Bundesminister für Wirtschaft hat den Prozent- 
satz der Ausgleichsabgabe jeweils für ein Kalen- 
derjahr im voraus durch Rechtsverordnung festzu- 
setzen. Ändern sich im Laufe des Jahres die Maß- 
stäbe, die für den Mittelbedarf des Fonds maßgeb- 
lich sind, so kann er den Prozentsatz für die auf die 
Verkündung der Rechtsverordnung folgenden 
Monate den geänderten Verhältnissen anpassen 
{§ 8 Abs. 4 Satz 3 des Dritten Verstromungsgeset- 
zes). 

Für einen Prozentsatz über 4,5 ist die Zustimmung 
des Bundestages erforderlich (§ 8 Abs. 7 des Drit- 
ten V^rstromungsgesetzes). 

2. Bei der Festsetzung der Hohe der Ausgleichsab- 
gabe ist zu berücksichtigen, daß das durch sie zu 
erzielende Aufkommen den zu erwartenden 
Bedarf deckt (§ 8 Abs. 4 Satz 2 des Dritten Ver- 
stromungsgesetzes) . 

Im Jahre 1987 werden zur Finanzierung der auf- 
grund des Gesetzes bestehenden Rechtsansprüche 
voraussichtlich Mittel von insgesamt 5,5 Mrd. DM 
ausgabewirksam. Im einzelnen: 

a) Ölausgleich 

Für die sog. Grundmenge (1987 ca. 23,7 Mio. t 
SKE) ist Ölausgleich zu gewähren. Er deckt die 
Mehrkosten ab, die durch den Einsatz von Kohle 
bei der Erzeugung von Elektrizität und Fern- 
wärme gegenüber einem Einsatz von schwerem 
Heizöl entstehen. 

Da die Wärmepreisdifferenz im Durchschnitt 
des Jahres 1986 infolge des massiven Ölpreis- 
einbruchs in der Jahresmitte weit höher war als 
bei der Festsetzung der für 1986 geltenden Aus- 
gleichsabgabe (Verordnung vom 22. Mai 1986, 
BGBl. I S. 759) angenommen werden konnte, 
mußten die Zuschüsse des Ausgleichsfonds trotz 
Inanspruchnahme des höchstzulässigen Kas- 
senkredits von rd. 500 Mio. DM in weit höherem 
Maße in das Jahr 1987 verlagert werden, als es 
bisheriger Verwaltungspraxis entsprach. Die 
Vorbelastung des Rechnungsjahres 1987 aus 
dem Ölausgleich 1986 beträgt 1,5 Mrd. DM. 

Der Bedarf für den Ölausgleich 1987 beträgt 
schätzungsweise 3,19 Mrd. DM. Dabei ist für die 
Fondsrechnung unterstellt, daß sich die HS- 
Preissituation im Jahresdurchschnitt 1987 nicht 
wesentlich von derjenigen der ersten Monate 
des Jahres unterscheidet. Dem geschätzten 
Bedarf liegt ein HS-Preis von 177 DM/t SKE 
zugrunde. Dieser Preis spiegelt die Anstrengun- 
gen der OPEC seit Dezember 1986 wider, den 
Rohölpreis bei rd. 18 $/b zu stabilisieren. Aus 
heutiger Sicht erscheint eine derartige Preiser- 
wartung für das ganze Jahr 1987 plausibel. 


Um die für 1987 notwendige Anhebung der 
Ausgleichsabgabe auf das unvermeidbare Aus- 
maß zu beschränken, ist beabsichtigt, die 
Abschlagszahlungen beim Ölausgleich in der 
Finanzplanung — wie in 1986 — auf 60% zu 
begrenzen. Beim Ölausgleich 1987 werden 
danach im Rechnungsjahr 1987 voraussichtlich 
1,9 Mrd. DM ausgabewirksam werden. 

b) Importkohleausgleich 

Für die Zusatzmenge (ca. 12,3 Mio. t SKE) ist 
der Mehrkostenausgleich gegenüber dem Ein- 
satz von Importkohle plafondiert. Die Zuschuß- 
höhe ist für jedes Kraftwerk auf den Betrag 
begrenzt, der 1980 den einzelnen Kraftwerks- 
betreibern für die Zusatzmenge gewährt wurde 
(Plafondierung auf durchschnittlich 104 DM/t 
SKE). 

Für 1987 sind einschließlich einer Restverpflich- 
tung aus 1986 in Höhe von 324 Mio. DM 
Zuschüsse von rd. 1,3 Mrd. DM zu erwarten. 

c) Sonstige Zuschüsse (insbesondere Stromtrans- 
portkosten, niederflüchtige Kohle, Revieraus- 
gleich, Verstromungsreserve, Investitionen, 
Zinsen) 

Unter Berücksichtigung von Restverpflichtun- 
gen aus 1986 sind für sonstige Zuschüsse Mittel 
in Höhe von insgesamt 863 Mio. DM vorzuse- 
hen. 

d) Kosten für die Verwaltung des Fonds (Bundes- 
amt für Wirtschaft) entstehen etwa in Höhe von 
7 Mio. DM. 

3. Aus der seit 1. Januar 1987 geltenden Ausgleichs- 
abgabe in Höhe von 4,5% sind im Jahre 1987 Ein- 
nahmen von 2,7 Mrd. DM zu erwarten. 

Um den Gesamtbedarf von schätzungsweise 
5,5 Mrd. DM zu decken, müssen noch 2,8 Mrd. DM 
aufgebracht werden. 

4. Wäre dieser seit Mitte 1986 auf gelaufene Fehlbe- 
trag in den Monaten Juni bis Dezember 1987 allein 
über die Ausgleichsabgabe zu decken, so müßte 
diese von 4,5 % auf rd. 12 % im Bundesdurchschnitt 
angehoben werden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß ein 
Abgabesatz in dieser Höhe die Verbraucher in 
unvertretbarem Maße belasten würde. Der Fonds 
sollte daher in die Lage versetzt werden, die gegen 
ihn bestehenden Zahlungsverpflichtungen mit 
Hilfe eines zusätzlichen Kredits zu erfüllen. Die 
Rückzahlung des Kredits aus dem Fondsaufkom- 
men sollte im Interesse der Stromverbraucher über 
einen längeren Zeitraum gestreckt werden. Der 
Bundesminister für Wirtschaft geht bei seinem Vor- 
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schlag davon aus, daß der Gesetzgeber noch im 
Laufe dieses Jahres eine Änderung des Dritten 
Verstromungsgesetzes beschließt, wonach dem 
Fonds für vier Jahre ein noch 1987 wirksamer 
zusätzlicher Kreditrahmen von 1,5 Mrd. DM zur 
Verfügung gestellt wird. 

Unter dieser Voraussetzung ergibt sich im Bundes- 
durchschnitt ein Abgabesatz von 7,5%. 

5. Nach § 8 Abs. 5 des Dritten Verstromungsgesetzes 
wird der Prozentsatz der Ausgleichsabgabe nach 
Ländern so variiert, daß sich eine von Land zu Land 
gleiche Durchschnittsbelastung je Kilowattstunde 
ergibt. Die Erhöhung des Abgabesatzes im Bun- 


desdurchschnitt schlägt sich naturgemäß auch in 
den Prozentsätzen für die einzelnen Länder nie- 
der. 

6. Die Erhöhung der Ausgleichsabgabe wird von der 
Stromwirtschaft an die Verbraucher weitergege- 
ben. Sie führt zu einem Anstieg der Strompreise um 
knapp 3%. Soweit allerdings Elektrizitätsversor- 
gungsunternehmen Zuschüsse aus dem Aus- 
gleichsfonds erhalten, wirken sich diese kosten- 
und damit strompreisdämpfend aus. Die Auswir- 
kungen auf das Verbraucherpreisniveau sind mini- 
mal. Bund, Länder und Gemeinden werden nur als 
Stromverbraucher belastet. 
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